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05.07.1945 
WBZ:  Der Kölner Oberbürgermeister Konrad Adenauer schreibt am 5. Juli 1945 (x095/18-
20): >>Ich sehe die Entwicklung in Deutschland mit steigender Sorge. Rußland läßt einen ei-
sernen Vorhang herunter. Ich glaube nicht, daß es sich bei der Verwaltung der Hälfte Deutsch-
lands, die ihm überantwortet ist, von der Zentralen Kontrollkommission irgendwie beeinflus-
sen lassen wird. Die weiterblickenden englischen und amerikanischen Stellen teilen wohl die-
sen Standpunkt, denn sie haben keine Hoffnung, in Zukunft aus diesem Teil Deutschlands 
noch Zufuhren an Lebensmitteln zu erhalten.  
Hinsichtlich der Verwaltung der britischen, der amerikanischen und der ... französischen Zone 
herrscht ein verhängnisvolles Durcheinander. Ich glaube wohl, daß die Mehrzahl der militäri-
schen Stellen, die sich zur Zeit mit der Verwaltung dieser Gebiete befaßt, nicht schlechten 
Willen hat, aber es geht ihnen völlig ab die Kenntnis Deutschlands, Verwaltungserfahrung, 
namentlich die Einsicht dafür, was auch dieses Restdeutschland für Europa, insbesondere für 
Mitteleuropa und dafür für England und Frankreich und letzten Endes auch für Amerika be-
deutet.  
In wirtschaftlicher Hinsicht ist man über die allerkümmerlichsten Anfänge noch nicht hinaus-
gekommen. So wird es sie interessieren, daß die Förderung im Industriegebiet 10 % normal 
beträgt und daß von diesen 10 % 7 % nach Frankreich gehen. Daß mit dem Verbleib der 3 % 
die Wirtschaft nicht angekurbelt werden kann, auch nicht der Eisenbahnverkehr, daß kein 
Hausbrand zur Verfügung stehen wird, brauche ich nicht zu sagen.  
Ich befürchte, daß diesen Winter in Deutschland Millionen Menschen an Hunger und Kälte 
sterben werden. Hungerödeme als Todesursache sind schon jetzt nicht selten. ...<< 
07.07.1945 
Berlin:  Die Alliierten unterzeichnen am 7. Juli 1945 ein Abkommen über die Viermächte-
verwaltung Berlins.  
Die Vertreter der USA, Großbritanniens und der Sowjetunion vereinbaren am 7. Juli 1945 
freie Verkehrsverbindungen zwischen allen vier Berliner Sektoren (x111/45).  
WBZ:  Die US-Militärverwaltung tritt am 7. Juli 1945 das Saarland an Frankreich ab.  
09.07.1945 
Ostdeutschland: Die SMAD stellt Stettin am 9. Juli 1945 unter polnische Verwaltung 
(x111/46). 
10.07.1945 
Polen: Polens Ministerpräsident Osobka-Morawski kündigt am 10. Juli 1945 öffentlich an, 
daß man alle Deutschen, die sich noch in Polen und in den "polnisch verwalteten Gebieten" 
aufhalten, ausweisen wird (x040/290). 
11.07.1945  
Berlin:  Die 4 Siegermächte übernehmen am 11. Juli 1945 die Berliner Verwaltung. 
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12.07.1945 
Berlin:  Shukow fordert die Westmächte am 12. Juli 1945 auf, die drei Berliner Westsektoren 
selbst zu versorgen (x111/47).  
UdSSR: Ilja Ehrenburg schreibt am 12. Juli 1945 in der sowjetischen Zeitung "Soviet War 
News" (x046/162): >>Die Sowjetunion hat die Völker Europas gerettet. Stalin rüttelte jeder-
manns Gewissen wach ... Wir lieben Stalin.<< 
Erich Weinert (Präsident des Nationalkomitees "Freies Deutschland") berichtet am 12. Juli 
1945 im Radio Moskau über den "freiwilligen Arbeitseinsatz" der Deutschen in der UdSSR 
(x111/47-48): >>Hunderttausende von Deutschen haben sich davon Rechenschaft gegeben, 
daß die Wiedergutmachung in Sachwerten in den verwüsteten Gebieten Rußlands die Priorität 
gegenüber dem Wiederaufbau in Deutschland haben müsse.  
Diese Männer haben sich in freier Weise für diese Aufgabe zur Verfügung gestellt. Sie wis-
sen, daß sie mit dem Wiederaufbau der von ihnen zerstörten russischen Städte den Grundstein 
für die Wiederaufrichtung unserer nationalen Ehre legen. ...<<  
14.07.1945 
Berlin:  Vertreter der KPD, SPD, CDU und LDP beschließen am 14. Juli 1945 die Bildung ei-
nes "Antifaschisten-Blocks" (x116/14): >>... Hitler hat Deutschland in die tiefste Katastrophe 
seiner Geschichte gestürzt. Die Kriegsschuld Hitler-Deutschlands ist offenkundig. Weite 
Kreise des deutschen Volkes waren dem Hitlerismus und seiner Ideologie verfallen und haben 
seinen Eroberungskrieg bis zum furchtbaren Ende unterstützt. Groß war die Zahl jener Deut-
schen, die willenlos der Hitlerpolitik folgten und sich damit mitschuldig gemacht haben.  
So hat Hitler unser ganzes Volk in ein Chaos von Schuld und Schande gestürzt. Nur durch 
einen grundlegenden Umschwung im Leben und im Denken unseres ganzen Volkes, nur durch 
Schaffung einer antifaschistisch-demokratischen Ordnung ist es möglich, die Nation zu ret-
ten.<< 
Der "Antifaschisten-Block" kündigt am 14. Juli 1945 folgende Hauptziele an (x111/48-49): 
>>1. Zusammenarbeit im Kampf zur Säuberung Deutschlands von den Überresten des Hitle-
rismus und für den Aufbau des Landes auf antifaschistisch-demokratischer Grundlage. Kampf 
gegen das Gift der Naziideologie wie gegen alle imperialistisch-militaristischen Gedanken-
gänge.  
2. Gemeinsame Anstrengungen zu möglichst raschem Wiederaufbau der Wirtschaft, um Ar-
beit, Brot, Kleidung und Wohnung für die Bevölkerung zu schaffen.  
3. Herstellung voller Rechtssicherheit auf der Grundlage eines demokratischen Rechtsstaates.  
4. Sicherung der Freiheit des Geistes und des Gewissens sowie der Achtung vor jeder religiö-
sen Überzeugung und sittlichen Weltanschauung.  
5. Wiedergewinnung des Vertrauens und Herbeiführung eines auf gegenseitiger Achtung be-
ruhenden Verhältnisses zu allen Völkern. Unterbindung jeder Völkerverhetzung. Ehrliche Be-
reitschaft zur Durchführung der Maßnahmen der Besatzungsbehörden und Anerkennung unse-
rer Pflicht zur Wiedergutmachung.<<  
Das Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen berichtet später über die "Blockpolitik" in 
der SBZ (x009/78-79): >>Taktische Methode zur Durchführung einer "Revolution von oben", 
Form der interfraktionellen Zusammenarbeit in den Volksvertretungen der SBZ im Gegensatz 
zur Koalitionspolitik in parlamentarischen Demokratien.  
Von kommunistischer Seite als "neue Art der Zusammenarbeit" bezeichnet. Innerhalb des 
"Blocks der antifaschistisch-demokratischen Parteien (gegründet am 14.7.1945, kurz: Antifa-
Block) sind Koalitionen einzelner Blockpartner nicht erlaubt. Beschlüsse werden nur durch 
Zustimmung aller Fraktionen gefaßt.  
Mittels der Blockpolitik machte die SED die von ihr in freier parlamentarischer Abstimmung 
nicht erreichbaren Mehrheitsbeschlüsse überflüssig. Unter Bemäntelung durch parlamenta-
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risch-demokratische Formen erhält der Block die Funktion einer einzigen Partei; Blockpolitik 
wird zum Einparteiensystem. Die Blockpolitik diente u.a. auch als Begründung für die Ein-
heitsliste bei den Volkskammerwahlen im Oktober 1950.  
Seit durch Zulassung der kommunistisch beherrschten NDPD, DBD und der Massenorganisa-
tionen zu den Volksvertretungen die Herrschaft der SED gesichert ist, hat die Blockpolitik 
stark an Bedeutung verloren und ist mehr und mehr durch das Operieren mit der noch stärker 
SED kontrollierten Nationalen Front ersetzt worden.<< 
WBZ:  Montgomery lockert am 14. Juli 1945 das Fraternisierungsverbot für die britischen 
Truppen in Westdeutschland (x111/49): >>... Ihr könnte Euch jetzt mit den Deutschen in den 
Straßen und in öffentlichen Lokalen in Gespräche einlassen; dagegen dürft Ihr sie nicht in ih-
ren Häusern besuchen und auch nicht zulassen, daß sie die von Euch benutzten Räume betre-
ten, ausgenommen in dienstlichen Angelegenheiten.<< 
15.07.1945  
WBZ:  Das südliche Rheinland wird von der US-Militärregierung am 15. Juli 1945 unter fran-
zösische Verwaltung gestellt. 
Die Zeitung "Süddeutsche Mitteilungen" berichtet am 15. Juli 1945 über die "Säuberung" in 
der US-Besatzungszone (x114/2.135): >>Ausmerzung nationalsozialistischer Elemente geht 
weiter. 
Frankfurt. – Die Säuberungsaktion des deutschen öffentlichen und Wirtschaftslebens in der 
von den Amerikanern besetzten Zone Deutschlands geht weiter. Die deutschen Zivilbehörden 
und die amerikanische Militärregierung arbeiten harmonisch zusammen, um diese Aktion 
durchzuführen. 
Außer den höheren Beamten, Gauleitern und Kreisleitern der NSDAP, außer den Funktionä-
ren der SS und anderen Parteimitgliedern, die selbstverständlich hinter Schloß und Riegel sit-
zen, ist in der letzten Zeit der Entfernung von Nationalsozialisten aus dem Wirtschaftsleben 
und aus höheren und niederen Regierungsstellen mit Energie angegangen worden. 
Bremen. – Bisher wurden in Bremen-Stadt 1.831 Beamte wegen nationalsozialistischer Betä-
tigung entlassen; Bremen-Land ist zu 85 Prozent von Nationalsozialisten in Verwaltungsäm-
tern gereinigt worden. Stadtkreis Wesermünde zu 94 Prozent, Landkreis Wesermünde zu 90 
Prozent, Kreis Osterholz zu 91 Prozent und Kreis Wesermarsch zu 85 Prozent. ...<< 
16.07.1945 
Berlin:  Die nordamerikanische "Information Control Division" berichtet am 16. Juli 1945 
(x116/10): >>... Die Russen gingen viel schneller als wir an die Wiedererrichtung der Infor-
mationsmedien, und versuchten es viel schneller als wir, eine Politik zu praktizieren, die den 
Wünschen und Empfindungen des deutschen Volkes Rechnung trug.<< 
USA: In Los Alamos (New Mexico) gelingt den Nordamerikanern am 16. Juli 1945 der 1. "er-
folgreiche Atombombenversuch". 
Der US-Physiker Philipp Morrison (1915-2005) berichtet später über die Zündung der ersten 
Atombombe (x165/469): >>... Ich hatte ein Kurzwellenradio und mußte den Funkverkehr der 
Leute abhören, die die eigentliche Zündung vornehmen würden. ... Ich hatte ein Mikrophon 
und ich übermittelte den Countdown. Ich sagte an: 30 Sekunden, 20 Sekunden, 10 Sekunden, 
9, 8, 7, 6 ... 
Aus zehn Meilen Entfernung sahen wir den unglaublich strahlenden Blitz. Das war aber nicht 
das Eindrucksvollste. Wir wußten, daß es blendend hell werden würde, und deshalb trugen 
wir Schweißerbrillen.  
Was mich packte, war nicht der Blitz, sondern die gleißende Hitze eines strahlenden Tages auf 
unseren Gesichtern an jenem kalten Morgen in der Wüste. Es war, als öffne man einen glü-
henden Backofen, aus dem die aufgehende Sonne strahlte. Es war ein Gefühl von Ehrfurcht 
und Staunen und Bestürzung und Angst und Triumph zusammen. Das Geräusch kam eine Mi-
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nute später. Die Explosion in der Totenstille, und dann ein mächtiger Donner. ...<< 
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über die "Atombombe" (x051/42): 
>>Atombombe, Waffe, die die bei der Atomkernspaltung frei werdende Energie nutzt und 
damit eine allen traditionellen Sprengstoffen weit überlegene Kraft entwickelt.  
Eine Atombombe wurde möglich nach Entdeckung der Urankernspaltung durch den deut-
schen Chemiker Otto Hahn (1879-1968) und sein Team im Dezember 38. Die für einen Bau 
der Atombombe erforderliche Industriekapazität war in Deutschland aber nicht vorhanden, 
zudem standen Vorurteile gegen die "jüdische Atomphysik" im Wege, so daß die Atombom-
benentwicklung nicht über Ansätze hinauskam.  
Die Sorge davor jedoch veranlaßte Einstein am 2.8.39 zu einem warnenden Brief an US-
Präsident Roosevelt, der die Entwicklung der Atombombe, das sogenannte Manhattan Project, 
in Auftrag gab. Sie wurde durch deutsche Ankündigungen von Wunderwaffen forciert; die 
Atombombe aber war erst nach Kriegsende in Europa einsatzbereit, so daß Japan Opfer der 
ersten Atombombenabwürfe wurde: 6.8.45 Hiroshima, 9.8.45 Nagasaki.<<  
Der deutsche Religions- und Kirchenkritiker Karlheinz Deschner (1924-2014) schreibt später 
über den 1. "erfolgreichen Atombombenversuch" (x068/257): >>Am 16. Juli 1945 ... wurde in 
New Mexiko das erste Ungeheuer gezündet, wobei die beteiligten Wissenschaftler mit dem 
Rücken zur Explosion gewandt, einen kurzen Freudentanz aufführten.  
Nur J. Robert Oppenheimer kam in diesem Augenblick "plötzlich eine Stelle aus der 'Bhaga-
vadgita' (religiös-philosophisches Gedicht) in den Sinn: Ich bin zum Tod geworden, dem Zer-
störer der Welten". ...<< 
17.07.1945  
SBZ: Am 17. Juli 1945 beginnt die Konferenz von Potsdam.  
Im Verlauf der Potsdamer Konferenz, die vom 17. Juli bis 2. August 1945 im Schloß Cäcili-
enhof bei Potsdam stattfindet, verhandeln Stalin, Truman, Churchill (bis zur Wahlniederlage 
im Juli 1945) und Attlee (ab 28.07.1945) angeblich über gemeinsame Maßnahmen zur Be-
handlung des Deutschen Reiches und die Schaffung einer neuen Friedensordnung.  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über Josef Stalin (x051/558): >>Sta-
lin, Josef, ursprünglich J. Dschugaschwili, geboren in Gori (Georgien) 21.12.1879, gestorben 
in Kunzewo (heute Moskau) 5. März 1953, sowjetischer Politiker; Sohn eines Schuhmachers, 
Ausbildung im Priesterseminar in Tiflis (1894-98) und Entlassung wegen marxistischer Agita-
tion, 1898 Mitglied der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands (ab 1904 der Mehr-
heitsfraktion der Bolschewiki), mehrfach verhaftet und nach Sibirien verbannt, 1912 Mitglied 
des Zentralkomitees, Annahme des Beinamens Stalin (= der Stählerne) und Mitbegründer der 
Parteizeitung "Prawda", 1913-17 erneut Verbannung.  
Stalin kehrte erst nach der Februarrevolution im März 17 nach Petrograd zurück, setzte sich 
zunächst für einen gemäßigten Kurs ein, übernahm dann aber Lenins Forderung nach gewalt-
samer Machteroberung, wie sie in der Oktoberrevolution 1917 gelang. Stalin stieg 1922 vom 
Volkskommissar für Nationalitätenfragen (1917-23) zum Generalsekretär des Zentralkomitees 
auf und hielt diese Machtposition trotz der Warnungen des sterbenden Lenin. Bis 1929 hatte 
Stalin alle Rivalen, insbesondere Trotzki überspielt und errichtete in den 30er Jahren eine per-
sönliche Diktatur auf der Basis polizeistaatlichen Terrors.  
Mit Zwangskollektivierung der Landwirtschaft und einem aufwendigen Industrialisierungs-
programm versuchte er zugleich, die außenpolitische Unabhängigkeit durch wirtschaftliche 
Gesundung und Aufrüstung zu sichern. 
Der Spanische Bürgerkrieg und das Münchener Abkommen machten ... die Gefährdung der 
jungen Sowjetunion deutlich: Zum einen war die Rüstungslücke zu den faschistischen Staaten 
weiterhin erheblich, zum anderen zeichnete sich bedrohlich eine Koalition der Westmächte 
mit Hitler ab.  
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Stalin ersetzte daher 1939 seinen prowestlichen Außenminister Litwinow durch Molotow und 
erreichte trotz der ideologischen Gegensätze mit dem Deutsch-Sowjetischen Nichtangriffsver-
trag vorn 23.8.39 erheblichen Zeitgewinn und konnte mit Hitlers Billigung seine territoriale 
Basis durch Annexionen (Ostpolen, Bessarabien, Baltische Staaten u.a.) und den Winterkrieg 
gegen Finnland ausbauen. Zwar geriet die Sowjetunion durch den von Stalin noch nicht ver-
muteten deutschen Angriff (22.6.41) im Rußlandfeldzug dennoch an den Rand des Zusam-
menbruchs, doch Stalins Nichtangriffspakt mit Japan (April 41) hielt, ein Bündnis mit Eng-
land (und damit den USA) half und der Appell an den russischen Patriotismus brachte schließ-
lich die Wende.  
Dachte Stalin, ab 1941 auch Ministerpräsident und 1943 Marschall, zunächst noch an einen 
möglichen Sonderfrieden mit dem Deutschen Reich, so setzte er schon bald, wie seine Alliier-
ten, auf die Bedingungslose Kapitulation und lehnte sogar deutsche Austauschangebote für 
seinen gefangenen Sohn Jakow ab, der in deutscher Haft 1943 umkam.  
Auf den Konferenzen von Teheran, Jalta und Potsdam erwies sich Stalin als der geschickteste 
Verhandler und sicherte seine gewonnenen Positionen durch eine Politik der vollendeten Tat-
sachen (u.a. Vertreibung). Zu Hilfe dabei kamen ihm die Wechsel in der politischen Führung 
der USA und Englands 1945 sowie das im Krieg gewaltig angewachsene Potential der Roten 
Armee. Es erlaubte ihm einen Konfliktkurs, der zum erwünschten Kalten Krieg mit seinen 
einstigen Verbündeten und zur Abschottung durch einen Eisernen Vorhang führte, hinter dem 
Stalin das Programm der Bolschewisierung Ost- und Südosteuropas ungestört vorantreiben 
konnte.<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über Harry S. Truman (x051/587): 
>>Truman, Harry S(pencer), geboren in Lamar (Missouri) 8.5.1884, gestorben in Kansas City 
26.12.1972, 33. Präsident der USA; im Ersten Weltkrieg als Offizier in Frankreich, 1921 
Konkurs als Textilhändler, danach Richter.  
Truman wurde 1935 demokratischer Senator seines Heimatstaates (1940 wiedergewählt) und 
leitete ab 1941 das Truman-Komitee zur Kontrolle der amerikanischen Kriegsausgaben. Am 
7.11.44 nominierten die Demokraten Truman zum Vizepräsidenten, als der er nach dem Tod 
Roosevelts am 12.4.45 dessen Nachfolge antrat (1948 wiedergewählt). Das schwächte die Po-
sition der USA beim Potsdamer Abkommen trotz der gelungenen Premiere der Atombombe, 
deren Abwurf auf Hiroshima und Nagasaki Truman im August 45 anordnete.  
Im anschließenden Kalten Krieg verfolgte Truman einen Kurs des Containment (Eindäm-
mung) des sowjetischen Expansionismus, stärkte durch Wirtschaftshilfe (Marshall-Plan) und 
NATO-Gründung (1949) die westeuropäischen Staaten und griff schließlich im Koreakrieg 
zur militärischen Abwehr des Kommunismus.<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über Winston Churchill (x051/102): 
>>Churchill, Winston, geboren in Blenheim Palace (Oxfordshire) 30.11.1874, gestorben in 
London 24.1.1965, britischer Politiker; als Sproß der Familie der Herzöge von Marlborough 
Ausbildung an Eliteschulen wie Harrow und Kadettenanstalt Sandhurst; Offizier in mehreren 
Feldzügen; 1899/1900 Kriegsberichterstatter im Burenkrieg.  
Durch abenteuerliche Flucht aus burischer Gefangenschaft populär geworden, gelangte Chur-
chill 1900 als konservativer Abgeordneter ins Unterhaus, wechselte 1906 zu den Liberalen 
und war mehrfach Minister, u.a. 1. Lord der Admiralität (Marineminister, 1911-15). Zwi-
schenzeitlich Frontoffizier in Frankreich, bekleidete Churchill seit 1917 erneut verschiedene 
Ministerposten (u.a. 1924-29 Schatzkanzler) und kehrte zu den Konservativen zurück.  
Als energischer Vertreter einer britischen Politik der Stärke gegen das aufrüstende nationalso-
zialistische Deutschland geriet Churchill zunehmend in Gegensatz zur konservativen Ap-
peasement-Linie; 1929 bis 39 blieb er ohne Regierungsbeteiligung. Seine Warnungen vor na-
tionalsozialistischem Rassismus und Imperialismus fanden wenig Gehör und wurden in Berlin 
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als Angriffe eines "nicht ganz ernst zu nehmenden Außenseiters" registriert.  
Erst als die britische Beschwichtigungspolitik an Hitlers ungebremst expansivem Kurs ge-
scheitert war, führte öffentlicher Druck im September 39 zur Aufnahme Churchills ins Kriegs-
kabinett N. Chamberlains als Marineminister. Zu spät aber wurden seine Forderungen nach 
Besetzung des norwegischen Erzhafens Narvik beherzigt, so daß Hitler Großbritannien zuvor-
kommen konnte. Churchill löste daher am Tag des deutschen Angriffs im Westen (10.5.40) 
Chamberlain als Regierungschef ab.  
Er bildete ein "Kabinett der nationalen Konzentration" mit Beteiligung der Labour Party und 
kündigte unbeugsamen Widerstand gegen die deutschen Eroberer an ("Blut, Mühsal, Tränen, 
Schweiß").  
Als Churchill im Sommer 40 Hitlers Friedensangebote zurückwies, konnte er bereits auf ame-
rikanische Hilfe hoffen, wie sie dann das Leih- und Pachtgesetz gewährte.  
Nach dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion schloß Churchill am 12.7.41 ein Bündnis 
mit Stalin und war maßgeblicher Initiator der Allianz der "Großen Drei", USA, UdSSR und 
Großbritannien.  
Konnte er noch in Casablanca (Januar 43) seine Strategie zur Niederwerfung Deutschlands 
durch Angriff auf den "weichen Bauch Europas" von Süden her durchsetzen, so sank sein Ein-
fluß auf den Konferenzen von Teheran (Ende 43) und Jalta (Februar 45). Sein Plan, die Rote 
Armee von Mitteleuropa fernzuhalten, scheiterte letztlich an Roosevelt, der Stalin zum 
Kriegseintritt gegen Japan umwarb.  
Auch die europäische Nachkriegsordnung konnte Churchill nur noch in Ansätzen mitgestal-
ten, da ihn eine Wahlniederlage im Juli 45 um weitere Mitwirkung am Potsdamer Abkommen 
brachte. Eine neue Amtszeit als Premierminister (1951-55) änderte nichts daran, daß Großbri-
tannien im Krieg seine Großmachtstellung an die USA und die UdSSR verloren hatte. Chur-
chill erkannte das klar in seinen Erinnerungen ("Der Zweite Weltkrieg", 1948-54), die ihm 
neben anderen Arbeiten den Literatur-Nobelpreis für 1953 einbrachten, und setzte sich nun 
erfolgreich für eine westliche Allianz (NATO) ein.<<  
"Das große Lexikon des Dritten Reiches" berichtet später über Clement Attlee (x051/42): 
>>Attlee, Clement, geboren in London 3.1.1883, gestorben in London 8.10.1967, britischer 
Politiker; ursprünglich Anwalt, seit 1907 Mitglied der Labour Party, 1922-25 im Unterhaus, 
1924 Unterstaatssekretär.  
Attlee wurde 1935 Parteiführer und lehnte die Appeasement-Politik Chamberlains scharf ab, 
was ihn 1940 für das Kriegskabinett Churchills empfahl, dessen Stellvertreter er 1942 bis 
Kriegsende war und den er am 28.7.45 als Premierminister bei den schwierigen Verhandlun-
gen für das Potsdamer Abkommen ablöste. Viele Zugeständnisse an die Sowjetunion wurden 
ihm später angelastet.  
Attlee entließ Indien in die Unabhängigkeit (1947), gab das britische Palästina-Mandat auf 
und beteiligte sich am Koreakrieg. 1951-55 führte er die Opposition gegen Churchill und saß 
danach im Oberhaus.<<  
Um 17 Uhr beginnt die erste Plenarsitzung der "Großen Drei": Josef Stalin (UdSSR, 1878-
1953), Harry Truman (USA, 1884-1972) und Winston Churchill (Großbritannien, 1874-1965). 
Erste Plenarsitzung vom 17. Juli 1945 (x867/...):  
>>Churchill: Wer soll auf unserer Konferenz den Vorsitz führen? 
Stalin: Ich schlage den Präsidenten der USA, Truman, vor. 
Churchill:  Die englische Delegation unterstützt diesen Vorschlag. 
Truman:  Ich übernehme den Vorsitz dieser Konferenz. Ich gestatte mir, mehrere Fragen auf-
zuwerfen, die sich vor unserer Begegnung angesammelt haben und dringend einer Erörterung 
bedürfen. Dann wollen wir die Tagesordnung selbst beraten. 
Churchill:  Wir werden die Möglichkeit haben, Ergänzungen zur Tagesordnung einzubringen. 



 7 

Truman:  Eine der brennendsten Aufgaben ist gegenwärtig die Schaffung irgendeines Mecha-
nismus zur Regelung des Problems der Friedensverträge, sonst wird sich die Wirtschaft in 
Europa in Zukunft zum Schaden der Sache der Alliierten und der ganzen Welt entwickeln. 
Die Erfahrung der Versailler Konferenz nach dem ersten Weltkrieg lehrt, daß eine Friedens-
konferenz, wenn sie nicht vorher von den Siegermächten vorbereitet wird, mit sehr viel Män-
geln behaftet sein kann. Eine Friedenskonferenz ohne vorherige Vorbereitung tagt in der ge-
spannten Atmosphäre miteinander im Streit liegender Parteien, was sich zwangsläufig auf die 
Ausarbeitung der Konferenzbeschlüsse auswirkt. 
Ich schlage deshalb, ausgehend von den Erfahrungen der Versailler Konferenz, vor, gleich 
jetzt einen Rat der Außenminister zu bilden, dem die Minister Großbritanniens, der UdSSR, 
der USA, Frankreichs, Chinas angehören, das heißt die ständigen Mitglieder des Sicherheits-
rates der Vereinten Nationen, der auf der Konferenz in San Francisco gebildet wurde. Dieser 
Ministerrat zur Vorbereitung der Friedenskonferenz muß so bald als möglich nach unserem 
Treffen zusammentreten. In diesem Geiste und auf dieser Linie habe ich den Entwurf über die 
Bildung des Rates der Außenminister zur Vorbereitung der Friedenskonferenz abgefaßt, der 
Ihnen zur Prüfung überreicht wurde. 
Churchill:  Ich schlage vor, diese Frage unseren Außenministern zu übergeben, die darüber 
beraten und uns auf der nächsten Sitzung Bericht erstatten werden. 
Stalin: Einverstanden. Mir ist nur die Teilnahme des Außenministers Chinas in diesem Rat 
unklar. Es geht doch wohl um europäische Probleme? Inwiefern ist da die Teilnahme eines 
Vertreters Chinas angebracht? 
Truman:  Diese Frage können wir nach dem Bericht der Außenminister erörtern. 
Stalin: Gut. 
Truman:  Über den Kontrollrat für Deutschland. Dieser Rat soll seine Arbeit so schnell als 
möglich, entsprechend dem bereits geschlossenen Abkommen, aufnehmen. Zu diesem Zweck 
lege ich Ihnen einen Entwurf zur Erörterung vor, der Grundsätze enthält, die unserer Meinung 
nach richtungweisend für die Arbeit dieses Kontrollrates sein sollen. 
Churchill:  Ich hatte keine Möglichkeit, dieses Dokument zu lesen, aber ich werde es mit gro-
ßer Aufmerksamkeit und Wertschätzung lesen, und dann könnte das Dokument beraten wer-
den. Diese Frage ist so umfassend, daß sie nicht an die Außenminister zur Erörterung über-
wiesen werden sollte, vielmehr müssen wir selbst sie prüfen und beraten und sie dann im Be-
darfsfalle an die Minister übergeben. 
Truman:  Wir könnten diese Frage morgen beraten. 
Stalin: Wir können diese Frage auch morgen beraten. Die Minister könnten sich damit schon 
vorher vertraut machen, was nicht stört, da wir selbst uns parallel mit dieser Frage vertraut 
machen werden. 
Churchill:  Für unsere Minister reichen bereits die Aufgaben aus dem ersten Dokument. Viel-
leicht könnte man ihnen dann morgen auch diese Frage übergeben? 
Stalin: Gut, übergeben wir sie also morgen. 
(Truman verliest den Inhalt eines Memorandums, in dem es heißt, daß die drei Mächte mit 
den Beschlüssen in der Erklärung von Jalta über das befreite Europa eine Reihe von Ver-
pflichtungen gegenüber den befreiten Völkern Europas und den ehemaligen Vasallen 
Deutschlands übernommen haben. Diese Beschlüsse sehen bei der Lösung der politischen und 
wirtschaftlichen Probleme im befreiten Europa eine abgestimmte Politik der drei Mächte und 
ihr gemeinsames Vorgehen auf demokratischer Grundlage vor.) 
Truman:  Nach der Konferenz von Jalta wurden Verpflichtungen, die wir in der Erklärung 
über das befreite Europa übernommen haben, nicht erfüllt. Nach Ansicht der Regierung der 
USA wird eine weitere Nichterfüllung dieser Verpflichtungen in der ganzen Welt als Zeichen 
für die fehlende Einheit unter den drei Großmächten gewertet werden und das Vertrauen in 
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die Aufrichtigkeit und Einheitlichkeit der Ziele der Vereinten Nationen erschüttern. Daher 
schlägt die Regierung der USA vor, auf dieser Konferenz die Erfüllung der Verpflichtungen 
aus dieser Erklärung lückenlos zu vereinbaren. 
Die drei großen alliierten Staaten müssen sich unbedingt für eine sofortige Umbildung der 
gegenwärtigen Regierungen Rumäniens und Bulgariens im völligen Einklang mit Punkt c) im 
dritten Absatz der Erklärung über das befreite Europa aussprechen. Es müssen unverzüglich 
Konsultationen erfolgen zur Ausarbeitung eines entsprechenden Verfahrens, das für die Um-
bildung dieser Regierungen unerläßlich ist und die Teilnahme von Vertretern aller namhaften 
demokratischen Gruppen gewährleistet. Nachdem die Umbildung dieser Regierungen erfolgt 
ist, können die diplomatische Anerkennung durch die alliierten Mächte und der Abschluß der 
entsprechenden Verträge erfolgen. 
Entsprechend den im dritten Absatz Punkt d) der Erklärung über das befreite Europa dargeleg-
ten Verpflichtungen der drei Mächte müssen die Regierungen der drei Mächte beraten, wie 
man die provisorischen Regierungen am besten bei ihrer Arbeit zur Durchführung freier Wah-
len ohne Beeinflussung unterstützen könnte. 
Eine der wichtigsten Aufgaben, die vor uns stehen, ist die Festlegung unserer Haltung gegen-
über Italien. Ich hoffe, daß die Konferenz, angesichts der Tatsache, daß Italien kürzlich Japan 
den Krieg erklärt hat, es für möglich halten wird, sich damit einverstanden zu erklären, Italien 
in der Frage der Mitgliedschaft in der Organisation der Vereinten Nationen zu unterstützen. 
Die Außenminister könnten dazu eine entsprechende Erklärung im Namen der Regierungen 
der Vereinten Nationen ausarbeiten. 
Ist es notwendig, dieses Dokument vollständig vorzulesen? Haben Sie Zeit? 
Churchill:  Herr Präsident, das sind sehr wichtige Fragen, und wir benötigen Zeit, um sie zu 
beraten. Es geht darum, daß wir in diesen Fragen eine unterschiedliche Haltung haben. Italien 
hat uns im schwersten Augenblick überfallen, als es Frankreich hinterrücks angriff. Wir haben 
in Afrika zwei Jahre gegen Italien gekämpft, bevor Amerika in den Krieg eintrat, und wir hat-
ten schwere Verluste.  
Wir mußten sogar Kräfte des Vereinigten Königreichs aufs Spiel setzen, mußten unsere Ver-
teidigung im Vereinigten Königreich schwächen, um Truppen nach Afrika zu entsenden. Wir 
hatten schwere Seegefechte im Mittelmeer. Wir hegen die besten Absichten gegenüber Italien 
und haben dies unter Beweis gestellt, indem wir ihm seine Schiffe beließen. 
Stalin: Das ist sehr gut, aber wir sollten uns heute auf die Aufstellung der Tagesordnung samt 
Zusatzpunkten beschränken. Nachdem die Tagesordnung festgelegt ist, kann man zur substan-
tiellen Erörterung jeder beliebigen Frage übergehen. 
Truman:  Ich bin völlig einverstanden. 
Churchill:  Ich bin dem Präsidenten sehr dankbar, daß er diese Diskussion eröffnet und damit 
einen großen Beitrag zu unserer Arbeit geleistet hat, aber ich meine, daß wir zur Beratung die-
ser Fragen Zeit benötigen. Ich sehe sie zum erstenmal. Ich will nicht sagen, daß ich diesen 
Vorschlägen nicht zustimmen kann, aber man muß die Zeit haben, sie zu erörtern. Ich schlage 
vor, daß der Präsident seine Vorschläge, die er noch hat, vorbringt und wir dann die Tages-
ordnung festsetzen. 
Stalin: Gut. 
Truman:  Ziel der drei Regierungen im Hinblick auf Italien ist die Entwicklung zur politi-
schen Selbständigkeit, zum wirtschaftlichen Wiederaufbau und die Gewährleistung des Rech-
tes für das italienische Volk, seine Regierungsform selbst zu wählen. 
Die gegenwärtige Lage Italiens, einerseits als mitkämpfende Seite und andererseits als Macht, 
die bedingungslos kapituliert hat, ist anormal und behindert jeden Versuch sowohl von seiten 
der Alliierten als auch seitens Italiens selbst, seine wirtschaftliche und politische Lage zu ver-
bessern. Diese ungewöhnliche Lage kann nur durch Abschluß eines Friedensvertrages mit Ita-
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lien endgültig geändert werden. Die Vorbereitung des Entwurfs eines solchen Vertrages muß 
eine der ersten Aufgaben sein, die dem Rat der Außenminister übertragen wird. 
Gleichzeitig kann eine Verbesserung der inneren Situation Italiens herbeigeführt werden, in-
dem man Italiens Beitrag zur Niederschlagung Deutschlands anerkennt. Deshalb empfiehlt es 
sich, die kurzen Kapitulationsbedingungen Italiens und die ausführlichen Kapitulationsbedin-
gungen Italiens außer Kraft zu setzen und sie durch Verpflichtungen der italienischen Regie-
rung, wie sie sich aus der neuen Situation in Italien ergeben, zu ersetzen. 
Diese Verpflichtungen sollten vorsehen: Die italienische Regierung enthält sich jeglicher 
feindlicher Handlungen gegen Mitglieder der Vereinten Nationen; die italienische Regierung 
darf keine Seekriegs- und Luftstreitkräfte und -anlagen haben, außer den von den Alliierten 
genehmigten, und wird alle Instruktionen der Alliierten befolgen; bis zum Abschluß des Frie-
densvertrages soll Italien entsprechend der Notwendigkeit einer Kontrolle unterstehen; gleich-
zeitig soll die Frage entschieden werden, wie lange Streitkräfte der Alliierten auf dem Territo-
rium Italiens verbleiben; schließlich ist eine gerechte Lösung der strittigen territorialen Fragen 
zu gewährleisten. 
Da ich überraschend zum Vorsitzenden dieser Konferenz gewählt wurde, war es mir nicht 
möglich, sofort meinen Gefühlen Ausdruck zu verleihen. Ich freue mich sehr, Sie, Generalis-
simus, und auch Sie, Herr Premierminister, kennenzulernen. Ich weiß sehr wohl, daß ich hier 
den Platz eines Menschen einnehme, der unersetzlich ist, des früheren Präsidenten Roosevelt. 
Ich würde mich freuen, wenigstens teilweise dem zu entsprechen, wie Sie Präsident Roosevelt 
in Ihrer Erinnerung bewahren. Ich möchte die Freundschaft bewahren, die zwischen ihm und 
Ihnen bestand. 
Die Fragen, die ich Ihnen unterbreite, sind natürlich sehr wichtig. Das schließt allerdings nicht 
aus, daß weitere Fragen auf die Tagesordnung gesetzt werden 
Churchill:  Generalissimus, wollen Sie dem Herrn Präsidenten etwas antworten, oder lassen 
Sie mich das tun? 
Stalin: Ich überlasse das Ihnen. 
Churchill:  Ich möchte dem Präsidenten der USA im Namen der britischen Delegation auf-
richtig dafür danken, daß er den Vorsitz dieser Konferenz übernommen hat, ich bin ihm zu 
Dank verbunden, daß er die Ansichten der großen Republik, die er repräsentiert, dargelegt hat, 
und möchte ihm sagen - ich bin überzeugt, der Generalissimus wird sich mir anschließen, - 
daß wir ihn herzlichst begrüßen und daß wir in diesem wichtigen Augenblick den Wunsch 
haben, ihm zu sagen, daß wir die innigen Gefühle, die uns mit Präsident Roosevelt verbanden, 
auch ihm entgegenbringen werden.  
Der neue Präsident übernahm sein Amt in einem historischen Augenblick. Es ist unser 
Wunsch, daß die Ziele, für die wir gekämpft haben, heute im Frieden erfüllt werden. Wir 
empfinden Achtung nicht nur vor dem amerikanischen Volk, sondern auch vor dem Präsiden-
ten persönlich, und ich hoffe, daß diese Gefühle der Achtung allezeit erstarken und der Ver-
besserung unserer Beziehungen dienen werden. 
Stalin: Im Namen der russischen Delegation kann ich erklären, daß wir die Gefühle, denen 
Herr Churchill Ausdruck verliehen hat, voll und ganz teilen. 
Churchill:  Es scheint mir, wir sollten jetzt zu den einfachen Fragen der Tagesordnung über-
gehen und ein vorläufiges Programm unserer Arbeit aufstellen, um zu sehen, ob wir selbst in 
der Lage sind, diese Tagesordnung zu bewältigen, oder ob ein Teil der Fragen den Außenmi-
nistern zu übertragen ist. Mir scheint, wir brauchen nicht sofort die gesamte Tagesordnung 
festzulegen, wir könnten uns auf eine Tagesordnung für jeweils einen Tag beschränken. Wir 
möchten beispielsweise die polnische Frage hinzufügen. 
Stalin: Es wäre dennoch gut, wenn alle drei Delegationen alle Fragen vortragen würden, von 
denen sie meinen, daß sie auf die Tagesordnung zu setzen sind. Die Russen haben Fragen zur 
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Aufteilung der deutschen Flotte und andere. Zur Frage der Flotte gab es einen Briefwechsel 
zwischen mir und dem Präsidenten, bei dem eine Einigung erzielt wurde. 
Die zweite Frage - das ist die Frage der Reparationen. 
Dann ist die Frage der Treuhandschaftsgebiete zu erörtern. 
Churchill:  Meinen Sie dabei Gebiete in Europa oder in der ganzen Welt? 
Stalin: Das werden wir besprechen. Ich weiß noch nicht genau, was das für Gebiete sind, aber 
die Russen wünschen, an der Verwaltung der Treuhandschaftsgebiete teilzunehmen. 
Gesondert wollten wir die Frage nach der Wiederherstellung diplomatischer Beziehungen zu 
den ehemaligen Vasallen Deutschlands stellen. 
Es ist auch notwendig, sich mit der Frage des Regimes in Spanien zu befassen. Wir Russen 
sind der Ansicht, daß dem spanischen Volk das gegenwärtige Franco-Regime von außen, 
durch Deutschland und Italien, aufgezwungen wurde. Es birgt eine große Gefahr für die frei-
heitsliebenden Vereinten Nationen in sich. Wir meinen, daß es gut wäre, dem spanischen 
Volk Bedingungen zu schaffen, damit es ein Regime errichten kann, das ihm zusagt. 
Churchill:  Wir beraten zunächst noch, was auf die Tagesordnung zu setzen ist. Ich bin ein-
verstanden, daß Spanien als eine Frage auf die Tagesordnung gesetzt werden muß. 
Stalin: Ich führe nur den Gedanken aus, was unter der Frage zu verstehen ist. 
Dann sollte die Tanger-Frage behandelt werden. 
Churchill:  Herr Eden hat mir gesagt, falls wir zur Tanger-Frage kommen, so könnten wir in-
folge der Abwesenheit der Franzosen nur eine Interimsvereinbarung treffen. 
Stalin: Dennoch ist es interessant, die Meinung der drei Großmächte zu dieser Frage zu erfah-
ren. 
Dann ist die Frage Syrien und Libanon zu erörtern. Auch die polnische Frage ist zu erörtern, 
und zwar unter dem Aspekt jener Fragen, die sich aus der Tatsache ergeben, daß in Polen die 
Regierung der Nationalen Einheit gebildet wurde, und im Zusammenhang damit die Notwen-
digkeit, die polnische Emigrantenregierung zu liquidieren. 
Churchill:  Ich halte es für notwendig, die polnische Frage zu erörtern. Die nach der Krim-
Konferenz stattgefundene Erörterung dieser Frage hat wohl eine befriedigende Lösung der 
polnischen Frage angebahnt. Ich bin durchaus einverstanden, daß diese Frage und auch die 
sich daraus ergebende Frage nach der Liquidierung der polnischen Regierung in London erör-
tert wird. 
Stalin: Richtig, richtig. 
Churchill:  Ich hoffe, daß sich der Generalissimus und der Präsident darüber im klaren sind, 
daß wir die polnische Regierung bei uns haben, die die Basis für die Existenz der polnischen 
Armee bildete, die gegen Deutschland gekämpft hat. Daraus ergibt sich eine Reihe zweitran-
giger Fragen, die mit der Liquidierung der polnischen Regierung in London verbunden sind. 
Wie mir scheint, verfolgen wir die gleichen Ziele, aber wir haben ohne Zweifel eine schwieri-
gere Aufgabe als die beiden anderen Mächte.  
In Verbindung mit der Liquidierung der polnischen Regierung kommen wir nicht umhin, für 
die Soldaten zu sorgen. Aber wir müssen diese Frage im Geiste und im Lichte der Konferenz 
von Jalta lösen. Im Zusammenhang mit der polnischen Frage sind wir der Ansicht, daß für 
Polen die Frage der Wahlen eine große Bedeutung hat und daß diese Wahlen auch Ausdruck 
der ureigenen Wünsche des polnischen Volkes sind. 
Stalin: Die russische Delegation hat zunächst keine weiteren Fragen mehr für die Tagesord-
nung. 
Churchill:  Wir haben Ihnen bereits unsere Tagesordnung vorgestellt. Wenn Sie gestatten, 
Herr Präsident, möchte ich einen Vorschlag zur Verfahrensweise in der Arbeit dieser Konfe-
renz machen. Ich schlage vor, daß die drei Außenminister heute oder morgen zusammentreten 
und jene Fragen auswählen, die am zweckmäßigsten von uns hier morgen erörtert werden 
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könnten. Dieses Verfahren können wir auch bei den kommenden Sitzungstagen anwenden. 
Die Minister können besser die Tagesordnung zusammenstellen, indem sie drei, vier oder fünf 
Fragen auswählen. Sie könnten morgen früh zusammenkommen und die Tagesordnung für 
uns zusammenstellen. 
Stalin: Ich habe keine Einwände. 
Truman:  Einverstanden. 
Churchill:  Ich meine, daß wir uns in groben Zügen bereits eine Vorstellung von unseren Auf-
gaben gebildet haben und uns der Umfang unserer Arbeit klargeworden ist. Mir scheint, jetzt 
müssen die Außenminister auswählen und uns unterbreiten, und dann können wir mit der Ar-
beit beginnen. 
Stalin: Einverstanden. Womit wollen wir uns heute befassen? Wollen wir unsere Sitzung 
fortsetzen, ohne abzuwarten, bis die Minister uns fünf bis sechs Fragen vorgelegt haben? Ich 
denke, wir könnten die Frage der Bildung des Rates der Außenminister als Institution zur 
Vorbereitung der künftigen Friedenskonferenz erörtern. 
Truman:  Einverstanden. 
Churchill:  Einverstanden. 
Stalin: Zu besprechen ist die Frage der Zugehörigkeit eines Vertreters Chinas zum Ministerrat 
angesichts dessen, daß der Rat sich mit Europa betreffenden Fragen befassen wird. 
Truman:  China wird eines der ständigen Mitglieder des in San Francisco gebildeten Sicher-
heitsrates sein. 
Stalin: Entfällt also der Beschluß der Krim-Konferenz, demzufolge sich die Außenminister 
periodisch zur Beratung verschiedener Fragen treffen sollen? 
Truman:  Wir schlagen vor, einen Rat der Minister zu einem bestimmten Zweck zu schaffen - 
zur Ausarbeitung der Bedingungen des Friedensvertrages und zur Vorbereitung der Friedens-
konferenz. 
Stalin: Auf der Krim-Konferenz wurde festgelegt, daß die Außenminister alle drei bis vier 
Monate zusammenkommen und einzelne Fragen besprechen. Anscheinend entfällt das jetzt? 
Damit entfällt anscheinend auch die Europäische Konsultativkommission? Ich verstehe das so 
und bitte um Aufklärung: Ist es richtig, wenn ich es so verstehe, oder falsch? 
Truman:  Der Rat der Minister wird nur zu einem bestimmten Zweck gebildet - zur Ausarbei-
tung der Bedingungen des Friedensvertrages. 
Stalin: Ich habe keine Einwände gegen die Bildung des Ministerrates, aber damit werden die 
Ministerberatungen, die durch Beschluß der Krim-Konferenz festgelegt wurden, offensichtlich 
aufgehoben, und man muß annehmen, daß auch die Europäische Konsultativkommission ent-
fällt. Diese beiden Einrichtungen werden durch den Rat der Außenminister ersetzt. 
Churchill:  Die drei Außenminister sollten sich, wie auf der Krim-Konferenz vereinbart wur-
de, alle drei bis vier Monate treffen, um uns in einer ganzen Reihe wichtiger Fragen, Europa 
betreffend, zu beraten. Ich denke, wenn wir den Ministerrat der drei Großmächte noch um den 
Vertreter Chinas erweitern, so wird dies die Sache nur komplizieren, da der Ministerrat Fra-
gen behandeln wird, die europäische Länder betreffen. Wenn wir den Friedensvertrag behan-
deln werden, der sich auf die ganze Welt und nicht nur auf Europa erstreckt, so wird man den 
Vertreter Chinas einladen können. Unsere drei Minister können ihre Arbeit weitaus leichter 
und fruchtbarer erledigen.  
Die Teilnahme eines Vertreters Chinas an der laufenden Arbeit des Ministerrates kompliziert 
nur die Arbeit. Es ist sehr leicht, auf dem Papier Organisationen zu gründen, wenn sie aber 
praktisch nichts leisten, so sind sie nach meinem Dafürhalten überflüssig. Kann denn die Fra-
ge der künftigen Verwaltung Deutschlands nicht von uns ohne die Teilnahme Chinas ent-
schieden werden? Beschränken wir uns doch im Ministerrat auf drei Minister. 
Truman:  Ich schlage vor, die Erörterung der Frage der Einstellung der periodischen Treffen 
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der Minister, die durch Beschluß der Konferenz von Jalta festgelegt wurden, zu vertagen. Jetzt 
beraten wir die Frage der Bildung des Ministerrates zur Vorbereitung eines Friedensvertrags-
entwurfs, und das ist eine ganz andere Frage. Ich möchte Ihnen den Entwurf der USA über 
den Ministerrat vorlegen, in dem die Grundsätze der Organisation dieses Rates dargelegt sind. 
Nach unserem Entwurf wird ein Rat der Außenminister eingerichtet, der sich aus den Außen-
ministern der UdSSR, der USA, Großbritanniens, Chinas und Frankreichs zusammensetzt. 
Der Rat versammelt sich periodisch zu Beratungen, und seine erste Zusammenkunft findet am 
Soundsovielten statt. 
Jeder Außenminister wird von einem ranghohen Stellvertreter begleitet, der mit entsprechen-
den Vollmachten ausgestattet und in der Lage ist, die Arbeit in Abwesenheit des Außenmini-
sters selbständig durchzuführen. Auch er wird von einem begrenzten Stab technischer Berater 
begleitet. Es ist die Einrichtung eines gemeinsamen Sekretariats vorgesehen. 
Der Ministerrat wird bevollmächtigt, die Friedensverträge mit Italien, Rumänien, Bulgarien 
und Ungarn zwecks Übergabe an die Regierungen der Vereinten Nationen vorzubereiten. Der 
Ministerrat empfiehlt auch Wege zur Lösung territorialer Fragen, die nach Kriegsende in Eu-
ropa offengeblieben sind. Der Rat soll bis ins einzelne die Bedingungen des Friedensvertrages 
mit Deutschland vorbereiten, die von der künftigen Regierung Deutschlands angenommen 
werden, nachdem eine geeignete deutsche Regierung gebildet worden ist. 
Befaßt sich der Ministerrat mit der Erörterung einer Frage, die unmittelbar einen nicht im Rat 
vertretenen Staat betrifft, so wird dieser Staat zur Sitzung des Rats eingeladen, um an der Er-
örterung der gegebenen Frage teilzunehmen. Das bedeutet jedoch nicht, daß starre Regeln für 
die Arbeit des Rates festgelegt werden. Der Rat legt die Verfahrensweise entsprechend dem 
gestellten Problem fest. In bestimmten Fällen kann der Rat zur Vorberatung einberufen wer-
den unter Beteiligung anderer interessierter Staaten, in anderen Fällen wäre es wünschenswert, 
den Rat vor Einladung der interessierten Seiten einzuberufen. 
Stalin: Wird das ein Rat sein, der die Fragen der künftigen internationalen Friedenskonferenz 
vorbereitet? 
Truman:  Ja. 
Churchill:  Die Friedenskonferenz, die den Krieg beendet. 
Stalin: In Europa ist der Krieg zu Ende. Der Rat bestimmt und empfiehlt den Termin für die 
Einberufung der Friedenskonferenz. 
Truman:  Wir meinen, daß die Konferenz so lange nicht einberufen werden soll, bis wir uns 
entsprechend auf sie vorbereitet haben. 
Churchill:  Mir scheint, daß es keine Schwierigkeiten bereitet, uns über das Ziel zu einigen, 
nach dem wir streben. Wir müssen einen Ministerrat zur Vorbereitung des Friedensvertrags-
entwurfs bilden. Aber dieser Rat darf nicht an die Stelle der Organisationen treten, die bereits 
bestehen und die sich mit laufenden Fragen befassen - die periodischen Beratungen der drei 
Minister und die Europäische Konsultativkommission, an der auch Frankreich teilnimmt. Der 
Ministerrat ist eine breitere Organisation. Die Herren dort können festlegen, wieweit sich die 
Europäische Konsultativkommission und die periodischen Beratungen der Minister mit Fra-
gen des Friedensvertrages befassen können. 
Stalin: Wer wird wem untergeordnet sein? 
Churchill:  Der Ministerrat besteht parallel zum Sicherheitsrat, in dem auch China vertreten 
ist, und parallel zu den periodischen Beratungen der Minister und zur Europäischen Konsulta-
tivkommission. Bis zum Sieg über Japan wird es China schwerfallen, an der Erörterung euro-
päischer Fragen teilzunehmen. Für uns bringt es keinen Vorteil, wenn China jetzt an der Erör-
terung europäischer Fragen teilnehmen würde. Europa war immer ein großer Vulkan, und sei-
ne Probleme müssen sehr ernst genommen werden. Möglicherweise werden wir zum Zeit-
punkt der Einberufung der Friedenskonferenz bessere Nachrichten aus dem Fernen Osten ha-
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ben, und man wird auch China einladen können. 
Ich schlage im Prinzip vor, daß der Friedensvertrag von den fünf Hauptmächten vorbereitet 
wird; was jedoch Europa betrifft, so sollten die europäischen Probleme nur von den vier 
Mächten beraten werden, die unmittelbar an diesen Problemen interessiert sind. Dadurch wer-
den wir die Arbeit der Europäischen Konsultativkommission und der periodischen Minister-
beratungen nicht stören. Diese beiden Organisationen können ihre Arbeit gleichzeitig fortset-
zen. 
Stalin: Vielleicht übergeben wir diese Frage den Ministern zur Beratung? 
Truman:  Ich bin einverstanden und habe keine Einwände gegen den Ausschluß Chinas aus 
dem Ministerrat. 
Churchill:  Ich meine, daß man die Sache so organisieren könnte, daß einige Mitglieder nicht 
ständig an den Sitzungen teilnehmen, obgleich sie die vollen Rechte wie alle anderen Mitglie-
der besitzen, aber nur dann an den Sitzungen teilnehmen, wenn Fragen behandelt werden, die 
sie interessieren. 
Truman:  Ich verstehe die Sache so, daß diese Frage den Außenministern zur Beratung zu 
übergeben ist. 
Stalin: Ja, richtig. 
Truman:  Können wir heute noch irgend etwas besprechen? 
Stalin: Da alle Fragen von den Ministern beraten werden, bleibt uns heute nichts mehr zu tun. 
Churchill:  Ich schlage vor, daß die Außerminister die Frage behandeln sollen, ob es vier oder 
fünf Mitglieder geben soll, und daß sich dieser Ministerrat ausschließlich mit der Vorberei-
tung des Friedensvertrages zunächst für Europa und dann für die ganze Welt befassen soll. 
Stalin: Des Friedensvertrages oder der Friedenskonferenz? 
Churchill:  Der Ministerrat bereitet den Plan vor, den er den Regierungschefs zur Prüfung 
vorlegt. 
Stalin: Mögen die Außenminister die Frage beraten, ob es notwendig ist, die Europäische 
Konsultativkommission in Europa am Leben zu erhalten, und ob es notwendig ist, die periodi-
schen Beratungen der drei Minister, die entsprechend den Beschlüssen von Jalta eingerichtet 
wurden, weiterhin beizubehalten. Sollen doch die Minister auch diese Fragen beraten. 
Churchill:  Das hängt von der Lage in Europa und davon ab, wie die Arbeit dieser Organisa-
tionen vorankommt. Ich schlage vor, daß die drei Minister ihre periodischen Beratungen fort-
setzen und daß die Europäische Konsultativkommission ebenso ihre Arbeit fortsetzt. 
Truman:  Wir müssen konkrete Fragen für die Beratung auf der morgigen Sitzung festlegen. 
Churchill:  Ich hätte es gern, wenn wir jeden Abend, bei der Rückkehr nach Hause, irgend 
etwas Konkretes in der Tasche hätten. 
Truman:  Ich möchte, daß die Außenminister uns jeden Tag etwas Konkretes zur Beratung 
vorlegen. 
Stalin: Ich bin einverstanden. 
Truman:  Ich schlage vor, unsere Sitzungen um vier Uhr statt um fünf zu beginnen. 
Stalin: Um vier? Nun gut. 
Churchill:  Wir fügen uns dem Vorsitzenden. 
Truman:  Wenn dies angenommen ist, vertagen wir die Behandlung der Fragen bis morgen 
vier Uhr nachmittags. 
Stalin: Vertagen wir. Nur eine Frage: Warum verweigert Herr Churchill den Russen ihren 
Anteil an der deutschen Flotte? 
Churchill:  Ich bin nicht dagegen. Aber wenn Sie mir schon die Frage stellen, hier meine Ant-
wort: Diese Flotte ist zu versenken oder aufzuteilen. 
Stalin: Sie sind für Versenken oder für Aufteilen? 
Churchill:  Alle Mittel des Krieges sind schreckliche Dinge. 
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Stalin: Die Flotte muß aufgeteilt werden. Wenn Herr Churchill es vorzieht, die Flotte zu ver-
senken, so kann er seinen Anteil versenken. Ich beabsichtige nicht, meinen Anteil zu versen-
ken. 
Churchill:  Gegenwärtig befindet sich fast die gesamte deutsche Flotte in unserer Hand. 
Stalin: Das ist es ja, das ist es ja. Und darum müssen wir diese Frage entscheiden. 
Truman:  Die morgige Sitzung beginnt um vier Uhr.<< 
18.07.1945  
SBZ: Konferenz von Potsdam: Zweite Plenarsitzung vom 18. Juli 1945 (x867/...):  
>>(Truman eröffnet die Sitzung.) 
Churchill:  Ich möchte mich außerhalb der Tagesordnung zu einer Frage äußern, die vom 
Standpunkt der internationalen Beziehungen nicht besonders wichtig ist und nur aktuelle Be-
deutung besitzt. Während unseres Treffens in Teheran war es für die Pressevertreter sehr 
schwer, irgendwelche Informationen über die Arbeit der Konferenz zu bekommen, und wäh-
rend der Konferenz von Jalta war dies völlig unmöglich. Nach Berlin sind etwa hundertacht-
zig Korrespondenten gekommen, die hier in der Nähe wütend und entrüstet umherstreichen. 
Stalin: Das ist eine ganze Kompanie. Wer hat ihnen Zutritt gewährt? 
Churchill:  Sie befinden sich natürlich nicht hier, innerhalb dieser Zone, sondern in Berlin. 
Natürlich können wir nur dann in Ruhe arbeiten, wenn die Geheimhaltung gewahrt wird, und 
diese Geheimhaltung müssen wir gewährleisten. Wenn meine beiden Kollegen mir darin zu-
stimmen, so könnte ich, als alter Journalist, mit ihnen sprechen, ihnen die Notwendigkeit der 
Geheimhaltung unseres Treffens erklären und ihnen sagen, daß wir ihnen zwar gewogen sind, 
aber nicht erzählen können, was geschieht. Ich meine, daß man sie etwas streicheln sollte, um 
sie zu beruhigen. 
Stalin: Was wollen sie, was sind ihre Forderungen? 
Truman:  Jede Delegation hat eigene Vertreter für Pressefragen, und es ist ihre Sache, uns 
gegen Vorwürfe der Korrespondenten in Schutz zu nehmen. Dafür sind sie da. Man könnte sie 
beauftragen, mit den Journalisten zu sprechen. 
Churchill:  Ich möchte natürlich nicht das Opferlamm abgeben. Ich kann mit ihnen sprechen, 
wenn der Generalissimus garantiert, mich notfalls durch Truppeneinsatz freizukämpfen. 
Truman:  Heute haben unsere Außenminister eine Tagesordnung vorbereitet und empfehlen 
sie uns zur Behandlung. Nach Absprache der Minister fungiert Byrnes als Berichterstatter zur 
Tagesordnung. 
Byrnes: Die Beratung der Außenminister beschloß, die Aufnahme folgender Fragen in die 
Tagesordnung vorzuschlagen: 
1. Frage der Verfahrensweise und des Mechanismus bei Friedensverhandlungen und territoria-
len Forderungen. 
2. Frage der Vollmachten des Kontrollrats in Deutschland auf politischem Gebiet. 
3. Die polnische Frage - im Besonderen die Frage der Liquidierung der polnischen Emigran-
tenregierung in London. 
Was die erste Frage nach der Verfahrensweise und dem Mechanismus bei Friedensverhand-
lungen und territorialen Forderungen betrifft (Bildung des Außenministerrates), so wurde der 
von der USA-Delegation auf der Beratung der Außenminister vorgelegte Entwurf im Prinzip 
gebilligt. Die Beratung nahm den Punkt 3 des Entwurfs über die Gründung des Rates der Au-
ßenminister in einer neuen Fassung an. Die vordringlichste und wichtigste Aufgabe des Mini-
sterrates wird die Ausarbeitung der Entwürfe der Friedensverträge mit Italien, Rumänien, Bul-
garien, Ungarn und Finnland sowie die Vorbereitung des Friedensvertrages für Deutschland 
sein. 
Eine nicht minder wichtige Aufgabe des Ministerrates wird darin bestehen, im Detail die Be-
dingungen für die Organisation und Durchführung der Friedenskonferenz vorzubereiten und 
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das Ergebnis den Regierungen der Vereinten Nationen vorzulegen. Der Ministerrat soll auch 
zur Vorbereitung von Fragen im Zusammenhang mit der friedlichen Regelung territorialer 
Streitfälle genutzt werden. Zur Erfüllung all dieser Aufgaben setzt sich der Rat der Außenmi-
nister aus den gleichen Mitgliedern zusammen, die auch ständige Mitglieder des Sicherheits-
rates sind. 
Bei der Behandlung von Fragen im Ministerrat, die direkt Interessen von Staaten berühren, die 
nicht im Rat vertreten sind, werden diese Staaten eingeladen, Vertreter zur Teilnahme an der 
Beratung der Frage zu entsenden. In gewissen Fällen kann der Rat die Frage zunächst in seiner 
Zusammensetzung vorberaten, ehe Vertreter der interessierten Staaten eingeladen werden. 
Die sowjetische Delegation behält sich das Recht vor, einen Änderungsantrag einzubringen 
und Bemerkungen zum Punkt 1 des Entwurfs der USA-Delegation über die Errichtung des 
Rates der Außenminister zu machen.  
In der Beratung wurde vereinbart, daß die auf Beschluß der Krim-Konferenz eingerichteten 
periodischen Beratungen der drei Minister durch die Arbeit des Ministerrates nicht berührt 
werden. 
Im Hinblick auf die Vollmachten der Europäischen Konsultativkommission kam man in der 
Beratung der Minister überein, diese Vollmachten dem Alliierten Kontrollrat für Deutschland 
und dem für Österreich zu übertragen. Somit wurde der von der amerikanischen Delegation 
vorgelegte Entwurf im Wesentlichen gebilligt, mit Ausnahme des Vorbehaltes der sowjeti-
schen Delegation zu Punkt 1. 
Stalin: Die sowjetische Delegation zieht ihren Vorbehalt zu Punkt 1 des Entwurfs zurück. 
Was alles Übrige betrifft, ist die sowjetische Delegation einverstanden und billigt den Ent-
wurf. 
Truman:  Demnach wurde der Entwurf über die Errichtung des Ministerrates ohne Einwände 
angenommen. 
Stalin: Man könnte diesen Text annehmen: Die drei Großmächte vertreten die Interessen aller 
Vereinten Nationen und können die Verantwortung übernehmen. 
Truman:  Wir gehen zur zweiten Frage über. 
Churchill:  Unsere Außenminister haben gut gearbeitet. 
Stalin: Unbedingt, unbedingt. 
Truman:  Die nächste Frage - die politischen Kompetenzen des Kontrollrats in Deutschland. 
Byrnes: Die Außenminister haben die Frage der politischen Befugnisse des Kontrollrats in 
Deutschland und dessen wirtschaftliche Befugnisse beraten. Jene Punkte, bei deren Beratung 
es zu Meinungsverschiedenheiten kam, wurden an die neugebildeten Ausschüsse überwiesen. 
Diese Ausschüsse haben ihre Arbeit bislang nicht abgeschlossen, aber die Minister einigten 
sich, daß es wünschenswert wäre, wenn die Regierungschefs auf der heutigen Sitzung die Fra-
ge der politischen Kompetenzen des Kontrollrats in Deutschland vorberaten würden.  
Die Minister einigten sich auch darüber, daß die Deutschland betreffenden wirtschaftlichen 
Fragen sehr schwierig und kompliziert sind und daher an einen Expertenausschuß überwiesen 
werden sollten. Diese Ausschüsse werden den Ministern jene Fragen vortragen, über die keine 
Übereinstimmung erzielt werden konnte. Die Außenminister ihrerseits werden entscheiden, 
welche dieser Fragen den Regierungschefs zur Prüfung vorzulegen sind. 
Die Außenminister kamen ebenfalls überein, daß sie zwar für heute die Beratung der Frage 
der deutschen Flotte, der Kriegs- und Handelsflotte, nicht empfehlen werden, diese Frage je-
doch etwas später behandelt wird. 
Ich möchte nur eine Frage stellen. Ich bemerke, daß hier das Wort "Deutschland" gebraucht 
wird. Was bedeutet jetzt "Deutschland"? Kann man es in dem Sinne auffassen, wie es vor dem 
Krieg war? 
Truman:  Wie faßt die sowjetische Delegation diese Frage auf? 
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Stalin: Deutschland ist das, was es nach dem Kriege geworden ist. Ein anderes Deutschland 
gibt es heute nicht. So verstehe ich diese Frage. 
Truman:  Kann man von Deutschland sprechen, wie es vor dem Kriege im Jahre 1937 war? 
Stalin: Wie es im Jahre 1945 ist. 
Truman:  Es hat im Jahre 1945 alles verloren, Deutschland besteht heute faktisch nicht. 
Stalin: Deutschland bedeutet, wie man bei uns sagt, einen geographischen Begriff. Wir wer-
den es erst einmal so auffassen. Man kann nicht von den Ergebnissen des Krieges abstrahie-
ren. 
Truman:  Ja, aber es muß irgendeine Bestimmung des Begriffs "Deutschland" gegeben wer-
den. Ich meine, Deutschland von 1886 oder 1937, das ist nicht das Deutschland von heute, 
von 1945. 
Stalin: Es hat sich im Ergebnis des Krieges verändert, und so fassen wir es auf. 
Truman:  Ich bin damit völlig einverstanden, aber dennoch muß irgendeine Bestimmung des 
Begriffs "Deutschland" gegeben werden. 
Stalin: Würde man beispielsweise daran denken, eine deutsche Verwaltung im Sudetenteil 
der Tschechoslowakei zu errichten? Das ist das Gebiet, aus dem die Deutschen die Tschechen 
vertrieben haben. 
Truman:  Vielleicht wollen wir doch von Deutschland sprechen, wie es vor dem Kriege im 
Jahre 1937 war? 
Stalin: Formal kann man es so auffassen, dem Wesen der Sache nach ist es nicht so. Sollte in 
Königsberg eine deutsche Verwaltung auftauchen, so werden wir sie davonjagen. Unbedingt 
davonjagen. 
Truman:  Auf der Krim-Konferenz wurde vereinbart, territoriale Fragen auf der Friedenskon-
ferenz zu lösen. Wie wollen wir nun den Begriff "Deutschland" bestimmen? 
Stalin: Laßt uns die Westgrenzen Polens bestimmen, dann wird die Frage Deutschland klarer. 
Es fällt mir sehr schwer zu sagen, was jetzt Deutschland ist. Das ist ein Land, das keine Regie-
rung hat, das keine bestimmten Grenzen hat, da die Grenzen nicht von unseren Truppen fest-
gelegt werden. Deutschland hat keine Streitkräfte, auch keine Grenztruppen, es ist aufgeteilt 
in Besatzungszonen. Und nun bestimmen Sie, was Deutschland ist. Es ist ein aufgeteiltes 
Land. 
Truman:  Vielleicht nehmen wir als Ausgangspunkt die Grenzen Deutschlands von 1937? 
Stalin: Ausgehen kann man von allem. Von irgend etwas muß man ausgehen. So kann man 
auch das Jahr 1937 nehmen. 
Truman:  Das war Deutschland nach dem Versailler Vertrag. 
Stalin: Ja, man kann Deutschland von 1937 nehmen, aber nur als Ausgangspunkt. Das ist ein-
fach eine Arbeitshypothese, um unsere Arbeit zu erleichtern. 
Churchill:  Nur als Ausgangspunkt. Das bedeutet nicht, daß wir uns darauf beschränken. 
Truman:  Wir sind einverstanden, Deutschland von 1937 als Ausgangspunkt zu nehmen. 
Wir haben die zweite Frage noch nicht abgeschlossen, aber wir werden uns darüber verständi-
gen. 
Stalin: Ist die politische Seite vorbereitet? 
Byrnes: Die politische Seite ist vorbereitet und kann erörtert werden. 
Stalin: Die russische Delegation billigt grundsätzlich alle Punkte des politischen Abschnitts 
dieser Frage. Es gibt nur einen Abänderungsvorschlag zu Punkt 5: Es wäre gut, die letzten 
vier Zeilen zu streichen, da hier ein kleines Schlupfloch für die Nazis bleibt, das sie ausnutzen 
könnten. 
Truman:  Einverstanden, daß diese vier Zeilen zu streichen sind. 
Stalin: Sehr gut. Mit allem übrigen sind wir einverstanden. Ich möchte, daß die Redaktions-
kommission diesen Text noch redigiert. 
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Byrnes: Zu diesem Zweck wurde auf der Beratung der Außenminister ein eigener Ausschuß 
gebildet. 
Stalin: Gut, keine Einwände. 
Eden: Es wäre gut, wenn die Minister auf ihrer Beratung morgen früh dieses Dokument, 
nachdem es die Redaktionskommission vorgelegt hat, nochmals durchsehen. 
Stalin: Das wird natürlich besser sein. 
Churchill:  In diesem Entwurf ist in Punkt 2 Absatz 1 b von der Vernichtung von Waffen und 
anderen Kriegswerkzeugen die Rede sowie von allen spezialisierten Mitteln zu ihrer Produk-
tion. Es gibt jedoch in Deutschland eine Reihe von Experimentalanlagen von großem Wert. Es 
wäre unerwünscht, diese Anlagen zu vernichten. 
Stalin: Im Entwurf heißt es folgendermaßen: in Besitz nehmen oder vernichten. 
Churchill:  Wir können sie alle gemeinsam nutzen oder untereinander aufteilen. 
Stalin: Das können wir. 
Die sowjetische Delegation hat einen Entwurf zur polnischen Frage in russischer und engli-
scher Sprache. Ich hätte die Bitte, daß Sie sich mit dem Entwurf bekannt machen. 
Truman:  Ich schlage vor, den Bericht Byrnes’ über die Beratung der Minister abzuschließen 
und uns dann mit Ihrem Entwurf vertraut zu machen. 
Byrnes: Die Außenminister sind übereingekommen, den Regierungschefs zu empfehlen, die 
polnische Frage unter zwei Aspekten zu behandeln: Liquidierung der polnischen Emigranten-
regierung in London und Erfüllung der Beschlüsse der Krim-Konferenz über Polen hinsicht-
lich der Durchführung freier und unbehinderter Wahlen in Polen. 
(Dann wird der Wortlaut des Entwurfs der sowjetischen Delegation über Polen vorgelesen: 
"Erklärung der drei Regierungschefs zur polnischen Frage 
Angesichts der Bildung einer Provisorischen Polnischen Regierung der Nationalen Einheit 
auf der Grundlage der Beschlüsse der Krim-Konferenz sowie angesichts der Aufnahme di-
plomatischer Beziehungen seitens der Vereinigten Staaten von Amerika und Großbritanniens 
mit Polen - zwischen der Sowjetunion und Polen bestanden sie bereits -, vereinbaren wir, daß 
die Regierungen Englands und der Vereinigten Staaten von Amerika jegliche Beziehungen mit 
der Regierung Arciszewski abbrechen und der Provisorischen Polnischen Regierung die er-
forderliche Unterstützung gewähren in Bezug auf die unverzügliche Übergabe aller Werte 
und jeglichen anderen Vermögens an sie, das Eigentum Polens ist und sich bislang in der 
Verfügung der Regierung Arciszewski und ihrer Organe befand, gleichgültig, welcher Art 
dieses Eigentum ist, wo und in wessen Verfügung es sich gegenwärtig befinden möge. 
Wir haben es auch als notwendig erachtet, daß die polnischen Streitkräfte einschließlich der 
Seekriegsflotte sowie der Handelsflotte, die der Regierung Arciszewski unterstellt sind, der 
Provisorischen Polnischen Regierung der Nationalen Einheit unterstellt werden, die weitere 
Maßnahmen in Bezug auf diese Streitkräfte, Kriegs- und Handelsschiffe trifft.") 
Churchill:  Herr Präsident, ich möchte klarstellen, daß die ganze Last in dieser Frage der briti-
schen Regierung auferlegt wird, da wir, als Hitler Polen überfiel, die Polen bei uns aufnahmen 
und ihnen Asyl boten. Die Londoner polnische Regierung verfügt über kein nennenswertes 
Vermögen, aber in London gibt es 20 Millionen Pfund in Gold, die wir gesperrt haben. Dieses 
Gold ist ein Guthaben der polnischen Zentralbank. Die Frage, wo man dieses Gold deponieren 
soll, seine Verlagerung in eine andere Zentralbank, muß auf normalem Wege entschieden 
werden. Aber dieses Gold gehört nicht der Londoner polnischen Regierung. 
Stalin: 20 Millionen Pfund Sterling? 
Churchill:  Ungefähr. Es ist noch hinzuzufügen, daß die polnische Botschaft in London nun-
mehr geräumt ist und der polnische Botschafter sie nicht mehr bewohnt. Deshalb steht die 
Botschaft zur Verfügung und kann den Botschafter der Provisorischen Polnischen Regierung 
aufnehmen, und je schneller er ernannt wird, um so besser. 
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Es erhebt sich die Frage, auf welche Weise die polnische Regierung in London fünf Jahre lang 
finanziert wurde. Sie wurde von der britischen Regierung finanziert. Wir haben in dieser Zeit 
etwa 120 Millionen Pfund Sterling zur Verfügung gestellt, damit sie ihre Armee erhält, di-
plomatische Beziehungen unterhält und andere Funktionen ausübt sowie eine beträchtliche 
Zahl von Polen unterhalten kann, die auf unserer Insel Zuflucht vor den Deutschen gefunden 
haben, die einzige Zuflucht, die ihnen offenstand. 
Als man sich von der Londoner polnischen Regierung distanzierte, beschloß man, allen Ange-
stellten eine dreimonatige Vergütung auszuzahlen und sie dann zu entlassen. Wir hielten es 
für ungerecht, sie ohne jede Entschädigung zu entlassen. 
Herr Präsident, das ist eine sehr wichtige Frage, und ich bitte um die Erlaubnis, darüber spre-
chen zu dürfen. Unsere Lage ist außergewöhnlich. Wir müssen uns jetzt mit der Auflösung 
oder Verlegung der polnischen Truppen befassen, die gemeinsam mit uns gegen die Deut-
schen gekämpft haben. Diese Truppen kamen 1940 aus Frankreich. Einige davon gelangten 
über die Schweiz nach Italien und kamen in mehreren kleinen Gruppen an. Wir evakuierten 
diese Polen, die in Frankreich festsaßen, als Frankreich kapitulierte. Es waren 40.000 oder 
50.000 Mann. 
So bauten wir eine polnische Armee auf, die aus fünf Divisionen bestand und ihre Basis in 
England hatte. Etwa 20.000 Polen befinden sich gegenwärtig in Deutschland und sind von 
großer Unruhe erfüllt. Es besteht ein polnisches Korps mit drei Divisionen in Italien, in dem 
ebenfalls große Bewegung herrscht. 
Insgesamt besteht die polnische Armee aus 180.000 bis 200.000 Mann. 
Unsere Politik zielt darauf, möglichst viele zur Rückkehr nach Polen zu bewegen. Deshalb 
war ich sehr erzürnt, als ich die Äußerungen von General Anders las, die der Generalissimus 
kennt. Anders erklärte seinen Truppen in Italien, wenn sie nach Polen zurückkehrten, würde 
man sie nach Sibirien schaffen. Wir haben gegen diesen General Disziplinarmaßnahmen er-
griffen, damit er in Zukunft derartige Äußerungen unterläßt. 
Es erfordert Zeit, um mit allen diesen Schwierigkeiten fertig zu werden. Aber unsere Politik 
ist darauf gerichtet, eine möglichst große Zahl von Polen zur Rückkehr nach Polen zu bewe-
gen. Das betrifft auch die Zivilarbeiter. Je besser natürlich die Lage in Polen sein wird, um so 
eher werden die Polen dorthin zurückkehren. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, um zu sa-
gen, wie sehr ich mich über die in Polen in den letzten beiden Monaten eingetretene Verbesse-
rung der Lage freue. 
Ich möchte der neuen polnischen Regierung, die ihre positive Rolle spielen wird, weitere Er-
folge wünschen, und obwohl sie nicht alles gibt, was wir uns wünschten, bedeutet sie dennoch 
einen Fortschritt, dank der geduldigen Arbeit der Regierungen der drei Mächte. Bei der Ver-
besserung der Lage in Polen muß man auch die Rolle Mikolajczyks (1901-1966, ehemaliger 
Ministerpräsident der polnischen Exilregierung) würdigen. 
Ich hoffe, daß ein Großteil der Polen, sowie sich die Lage in Polen verbessert, allmählich in 
die Heimat zurückkehren wird. Ich habe im Parlament das Versprechen abgegeben, daß dieje-
nigen polnischen Soldaten, die nicht den Wunsch haben werden, nach Polen zurückzukehren, 
von uns in die britische Staatsbürgerschaft und in die Armee aufgenommen werden. Es wäre 
wünschenswert, wenn die neue polnische Regierung der Nationalen Einheit die Versicherung 
abgeben könnte, daß die nach Polen zurückkehrenden Polen die volle Freiheit und wirtschaft-
liche Sicherstellung genießen werden. Eine solche Versicherung der polnischen Regierung 
würde der Rückkehr der Polen in die Heimat, in ihr von der Roten Armee befreites Land sehr 
dienlich sein. 
Stalin: Haben Sie den Entwurf der russischen Delegation über Polen gelesen? 
Churchill:  Das habe ich. Meine Ausführungen sind eine Antwort auf den Entwurf der russi-
schen Delegation zum Beweis dessen, daß ich im Prinzip einverstanden bin, allerdings unter 
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der Bedingung, daß das, was ich gesagt habe, Berücksichtigung findet. 
Stalin: Ich verstehe die schwierige Lage der britischen Regierung. Ich weiß, daß sie sich sehr 
um die polnische Emigrantenregierung bemüht hat. Ich weiß, daß die ehemaligen polnischen 
Regierenden der Regierung Großbritanniens, dessenungeachtet viele Unannehmlichkeiten 
bereitet haben. Ich verstehe die schwierige Lage der britischen Regierung. Ich bitte zu beach-
ten, daß unser Entwurf nicht die Aufgabe hat, die Lage der britischen Regierung zu erschwe-
ren, und deren schwierige Lage berücksichtigt. Unser Entwurf dient nur einem Ziel - mit der 
unklaren Situation, die nach wie vor in dieser Frage herrscht, Schluß zu machen und den 
Punkt aufs i zu setzen. 
Faktisch existiert die Regierung Arciszewski noch, sie hat ihre Minister, sie setzt ihre Tätig-
keit fort, sie hat ihre Agentur, sie hat ihre Basis und ihre Presse. Das alles macht einen ungün-
stigen Eindruck. Unser Entwurf zielt darauf ab, mit dieser unklaren Situation Schluß zu ma-
chen. Wenn Herr Churchill die Punkte in diesem Entwurf nennt, die der Regierung Großbri-
tanniens Schwierigkeiten bereiten, so bin ich bereit, sie zu streichen. Unser Entwurf verfolgt 
nicht das Ziel, der britischen Regierung Schwierigkeiten zu bereiten. 
Churchill:  Wir sind mit Ihnen völlig einverstanden. Wir wollen diese Frage aus der Welt 
schaffen, doch wenn eine Regierung nicht anerkannt wird und keine Beihilfe mehr erhält, be-
sitzt sie keine Existenzmöglichkeit mehr. Gleichzeitig können sie Privatpersonen jedenfalls in 
England nicht daran hindern, daß sie weiterleben und Gespräche führen. Diese Menschen tref-
fen sich mit Abgeordneten des Parlaments und haben im Parlament ihre Fürsprecher.  
Wir als Regierung unterhalten jedoch keinerlei Beziehungen zu ihnen. Ich selbst und Herr 
Eden haben uns nie mit ihnen getroffen, und seit der Zeit, da Herr Mikolajczyk abgereist ist, 
weiß ich gar nicht, was ich mit ihnen tun soll; ich treffe sie nie. Ich weiß nicht, was man tun 
soll, wenn Arciszewski in London spazierengeht und mit Journalisten schwatzt. Was aber uns 
betrifft, sind sie für uns in diplomatischer Hinsicht nicht existent, sondern liquidiert, und ich 
hoffe, daß sie bald jeden Einfluß verloren haben. Aber mit der Armee müssen wir natürlich 
vorsichtig sein. 
Die Armee kann meutern, und wir tragen dann die Verluste. Wir haben eine beträchtliche pol-
nische Armee in Schottland stehen. Aber wir und der Generalissimus und der Präsident ver-
folgen das gleiche Ziel. Wir bitten nur, uns zu vertrauen und Zeit zu lassen und auch zu hel-
fen, daß in Polen solche Bedingungen geschaffen werden, die für möglichst viele Polen anzie-
hend sind. Wir wären einverstanden, daß der Entwurf der sowjetischen Delegation den drei 
Außenministern zur Prüfung übergeben wird; ich meine die Diskussion, die heute stattfand, 
und ich meine das Dokument, das unseren Außenministern vorgelegt wurde. Aber es scheint 
mir, daß wir das gleiche Ziel haben, und je schneller wir mit dieser Frage fertig werden, um so 
besser. 
Truman:  Ich sehe keine wesentlichen Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Generalis-
simus und dem Premierminister. Herr Churchill bittet lediglich um Vertrauen und Zeit, um 
alle diese Schwierigkeiten zu beseitigen, von denen er hier sprach. Deshalb wird es, wie mir 
scheint, keine großen Schwierigkeiten bereiten, diese Frage zu regeln. Um so mehr, da Herr 
Stalin gesagt hat, er sei bereit, die strittigen Punkte zu streichen. Die Beschlüsse der Konfe-
renz von Jalta sehen vor, daß nach der Bildung der neuen Regierung sobald als möglich all-
gemeine Wahlen auf der Basis des allgemeinen Wahlrechts durchgeführt werden. 
Churchill:  Vielleicht prüfen die Außenminister die gesamte Frage einschließlich der Wahlen? 
Stalin: Die Regierung Polens lehnt die Durchführung unbehinderter Wahlen nicht ab. Über-
weisen wir den Entwurf an die Außenminister. 
Truman:  Das wäre alles, was Herr Byrnes heute den Regierungschefs zur Beratung vorzule-
gen hatte. Soll ich die Außenminister beauftragen, für morgen eine Tagesordnung vorzuberei-
ten? 
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Stalin: Es wäre gut. 
Churchill:  Ich verstehe, welche große Bedeutung die Frage der politischen Grundsätze hat, 
die gegenüber Deutschland anzuwenden sind. Ich verstehe, daß wir diese Frage heute nicht 
erörtern können, doch ich hoffe, daß wir sie morgen erörtern werden. Das Hauptproblem, das 
wir behandeln müssen, besteht darin, ob wir in allen vier Besatzungszonen Deutschlands das 
gleiche Kontrollsystem anwenden sollen oder ob in den verschiedenen Besatzungszonen un-
terschiedliche Grundsätze angewandt werden. 
Stalin: Gerade diese Frage ist im politischen Teil des Entwurfs berücksichtigt. Ich habe es so 
aufgefaßt, daß wir für eine einheitliche Politik eintreten. 
Truman:  Völlig richtig. 
Churchill:  Ich wollte dies unterstreichen, da das von großer Bedeutung ist. 
Stalin: Das ist richtig. 
Truman:  Wir versammeln uns morgen um vier Uhr.<< 
 


